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Anfängliche Belastungen der Brigade und von einzelnen 
geäußerte Befürchtungen, daß dadurch die Ziele und Pläne 
der Brigade nicht termingerecht erreicht werden könnten, 
und auch abwartende Haltungen einzelner Brigademitglie­
der konnten durch gute politisch-ideologische Arbeit der 
Genossen und FDJ-Funktionäre und ihren beispielhaften 
Einsatz zur Erfüllung der Planziele überwunden werden.

Die Eingliederung in ein solches Kollektiv sollte bei 
jugendlichen Tätern erfolgen, deren Undiszipliniertheit und 
soziale Fehlentwicklung wesentlich auf ein Erziehungs­
versagen im Elternhaus zurückzuführen ist. In der Regel 
wird es sich um Täter handeln, bei denen mit einer Ver­
urteilung auf Bewährung Jugendhaft oder der Auferlegung 
besonderer Pflichten gemäß § 70 StGB zu rechnen ist. Kann 
eine solche Eingliederung nicht während des Ermittlungs­
verfahrens erfolgen, weil dem betriebstechnische oder Aus­
bildungsprobleme kurzzeitig entgegenstehen, ist es auch 
möglich, alle Vorbereitungen in dieser Hinsicht zu treffen, 
um sie dann in der Zeit der Strafenverwirklichung zu reali­
sieren. Das könnte z. B. bei einem Lehrling der Fall sein, 
der erst nach einem abgeschlossenen Teil der berufstheore­
tischen Ausbildung in eine solche Brigade eingegliedert 
wird, um den berufspraktischen Teil der Lehre zu absol­
vieren.

Auch in Polytechnischen Oberschulen wurden durch die 
in einzelnen Fällen vorgenommene Eingliederung straf­
fällig gewordener Schüler in Parallelklassen gute Erzie­
hungserfolge erreicht. In einem Verfahren hatten sich drei 
Schüler einer 9. Klasse wegen gemeinschaftlichen Dieb­
stahls zum Nachteil sozialistischen Eigentums zu verant­
worten. Durch den Staatsanwalt wurde mit dem Direktor 
und der FDJ-Leitung der Schule die Kollektivaussprache 
vorbereitet. Aus erzieherischen Gründen wurden zwei 
Täter in Parallelklassen versetzt Im Ergebnis der Aus­
sprache wurden für alle drei Schüler Bürgschaften über­
nommen.

Die betreffenden FDJ-Gruppen haben mit diesen Schü­
lern konkrete abrechenbare Programme erarbeitet und fest­
gelegt wie mit ihnen bis zur Hauptverhandlung zu arbei­
ten ist. Dazu wurden Lernpatenschaften übernommen; je 
ein FDJler übernahm es, dafür zu sorgen, daß diese Schü­
ler pünktlich und vorbereitet zum Unterricht erscheinen. 
Zu den Verpflichtungen der Täter gehörte u. a., während 
der Ferien produktive Arbeit zu leisten und den Verdienst 
zur Wiedergutmachung des Schadens zu verwenden. Die 
FDJ-Vertreter der Klassen konnten in der Hauptverhand­
lung berichten, daß die Jugendlichen mit Hilfe der Kollek­
tive und der Lehrer ihre Verpflichtungen eingehalten 
haben. Die Täter wurden zur Bewährung verurteilt und 
die Bürgschaften der FDJ-Kollektive bestätigt.

In mehreren Jugendstrafverfahren haben FDJ-Leitun- 
gen Jugendliche, die durch Straftaten materiellen Schaden 
verursacht hatten, in der Weise unterstützt, daß sie einen 
kollektiven Arbeitseinsatz organisierten, um das Bemühen 
der Täter zu fördern, den Schaden durch eigene Arbeit 
während des Ermittlungsverfahrens wiedergutzumachen.

Eine andere Möglichkeit, die über das Einzelverfahren 
hinausgeht, nutzte der Jugendstaatsanwalt im Stadtbezirk 
Berlin-Pankow. Er analysierte gemeinsam mit dem zustän­
digen Mitarbeiter des Untersuchungsorgans die Strafver­
fahren, die gegen Jugendliche eines Großbetriebes durchge­
führt worden sind. Die Ergebnisse wurden mit der FDJ- 
Leitung des Betriebes und der Berufsschule sowie den 
staatlichen Leitern ausgewertet. Der Jugendstaatsanwalt 
empfahl ihnen, sich um bestimmte Jugendliche verstärkt 
zu bemühen. So hat er z. B. vorgeschlagen, sie ihren Fähig­
keiten und ihrer Bereitschaft entsprechend aktiv in die 
Kultur- und Sportarbeit, in die Aufgaben der FDJ-Kon- 
trollposten, in die Arbeit an Messeexponaten sowie in die 
Aktion Materialökonomie einzubeziehen bzw. ihnen kon­
krete Aufgaben bei der Gewährleistung von Ordnung und 
Sicherheit zu übertragen. Die Betriebsleitung und die FDJ- 
Leitung haben gemeinsam diese Vorschläge verwirklicht.

Die betreffenden Jugendlichen haben seitdem eine gute 
Entwicklung genommen.

Diese Beispiele zeigen, daß dort, wo sich Jugendstaats­
anwälte und Kriminalisten im Ermittlungsverfahren be­
mühen, den FDJ-Kollektiven ihre Erfahrungen zu vermit­
teln, und ihnen helfen, ihre konkreten Möglichkeiten bei 
der Erziehung straffällig gewordener Jugendlicher zu er­
kennen und zu nutzen, die besten Ergebnisse erreicht wer­
den. Es ist stets zu beachten, daß allen Aktivitäten ein 
Erkenntnisprozeß vorausgeht. Aufgabe des Jugendstaats­
anwalts muß es sein, den Jugendfunktionären und staat­
lichen Leitern das Anliegen der nachhaltigen Erziehung 
eines jugendlichen Rechtsverletzers anhand der Gesetze 
und der Beschlüsse des Jugendverbandes zu erklären, um 
die konkrete Mitwirkung in diesem Prozeß herbeiführen 
zu helfen. Dabei muß er umsichtig und differenziert die 
ständig wachsenden Möglichkeiten unserer sozialistischen 
Gesellschaft auf dem Gebiet der Jugendpolitik in seine täg­
liche Arbeit einbeziehen.
IRMGART WACHOWITZ,
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt von Berlin

Erhebung der Anklage 
und Protokollierung 
im beschleunigten Verfahren
Das beschleunigte Verfahren (§§ 257 ff. StPO) ist eine be­
sondere Verfahrensart, die bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen — einfacher Sachverhalt, Nichtbestreiten 
der Tat und Möglichkeit der sofortigen Verhandlung — zu 
einer größeren gesellschaftlichen Wirksamkeit des Straf­
verfahrens beiträgt und so die in § 2 Abs. 1 StPO enthal­
tene Forderung nach allseitiger und beschleunigter Fest­
stellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit erfüllt. An­
gewendet wird diese Verfahrensart insbesondere dann, 
wenn
— in bestimmten Situationen besonders schnell auf Ge­

setzesverletzungen reagiert werden muß,
— bei bestimmten Tätern und in ihrer Umgebung durch 

eine schnelle staatliche Reaktion die Wirkung der Maß­
nahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit zu er­
höhen ist,

— Täter durch eine beschleunigte Verfahrensdurchführung 
an der Begehung weiterer Straftaten gehindert werden 
müssen,

— einer bestimmten Kriminalitätsentwicklung wirksamer 
zu begegnen ist.

(Vgl. dazu H. K e i l  in NJ 1968 S. 400; E. K e r m a n n /
F .  M ü h l b e r g e r  / H .  W i l l a m o w s k i  in NJ 1975 
S. 356.)

Den Aufgaben des beschleunigten Verfahrens entspre­
chend, sind bestimmte prozessuale Voraussetzungen für 
die Durchführung dieses Verfahrens einfacher gestaltet.
In Verfahren vor dem Kreisgericht kann der Staatsanwalt 
schriftlich oder mündlich die Verhandlung im beschleunig­
ten Verfahren beantragen (§ 257 Abs. 1 StPO). In der Praxis 
wird dieser Antrag am häufigsten schriftlich gestellt. Der 
schriftliche Antrag enthält neben den Personalien des Be­
schuldigten und den verletzten Strafgesetzen auch in knap­
per Form Ausführungen über die Straftat, die dem Beschul­
digten zur Last gelegt wird. Zugleich schlägt der Staats­
anwalt u. a. vor, welche Zeugen zur Hauptverhandlung zu 
laden sind.

Anhand des schriftlich vorliegenden Antrags kann das 
Gericht besser prüfen, ob die Aufgaben des Strafverfah­
rens mit dieser besonderen Verfahrensart gelöst werden


